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REGIERUNG DER DEUTSCHSPRACHIGEN GEMEINSCHAFT 
 
 
 

DIE REGIERUNG DER DEUTSCHSPRACHIGEN GEMEINSCHAFT, 
 
Auf Vorschlag des Ministerpräsidenten, zuständig für internationale Beziehungen; 
 
Nach Beratung, 
 
Beschließt: 
 
 
Der Ministerpräsident, zuständig für internationale Beziehungen, wird damit beauftragt, 

dem Parlament der Deutschsprachigen Gemeinschaft den Dekretentwurf mit folgendem 
Wortlaut vorzulegen: 

 
 

vma
Zone de texte 
72.605/4
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DEKRETVORENTWURF ZUR ZUSTIMMUNG ZU DEM ÜBEREINKOMMEN NR. 131 ÜBER 
DIE FESTSETZUNG VON MINDESTLÖHNEN, BESONDERS UNTER BERÜCKSICHTUNG 

DER ENTWICKLUNGSLÄNDER, ANGENOMMEN DURCH DIE ALLGEMEINE KONFERENZ 
DER INTERNATIONALEN ARBEITSORGANISATION ZU IHRER VIERUNDFÜNFZIGSTEN 

TAGUNG ZU GENF AM 22. JUNI 1970 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
INHALTSANGABE 

 
Durch dieses Dekret wird einem völkerrechtlichen Abkommen zugestimmt. 
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BEGRÜNDUNG 
 
 

ALLGEMEINE ERLÄUTERUNGEN 
 

Vorliegender Dekretentwurf hat letztlich die Ratifizierung des Übereinkommens Nr. 131 
über die Festsetzung von Mindestlöhnen, besonders unter der Berücksichtigung der 
Entwicklungsländer, angenommen durch die Allgemeine Konferenz der Internationalen 
Arbeitsorganisation zu ihrer vierundfünfzigsten Tagung zu Genf am 22. Juni 1970, durch 
Belgien zum Ziel.  
 
Das Übereinkommen Nr. 131 der Internationalen Arbeitsorganisation (IAO) stellt Regeln für 
ein Verfahren auf, durch das der Mindestlohn bestimmt werden kann. Es legt selbst keine 
Mindestlöhne fest. Mit der Ratifikation verpflichten sich die Mitgliedsstaaten, ein System 
von Mindestlöhnen für alle Gruppen von Lohnempfängern einzuführen, deren 
Arbeitsbedingungen dies erforderlich machen. Konkret werden die Gruppen von 
Lohnempfängern aufgeführt, die geschützt werden sollen. Weiter sieht es eine Meldepflicht 
über die Gruppen von Arbeitnehmern vor, für die dies nicht gilt. Zudem müssen die 
Sozialpartner (Arbeitnehmer und Gewerkschaften) in dem Organ, das den Mindestlohn 
festlegt, zu gleichen Teilen vertreten sein. Schließlich hat der so festgelegte Mindestlohn 
Gesetzeskraft und darf nicht unterboten werden. 
 
Das Übereinkommen sieht außerdem vor, dass dieser Mindestlohn im Rahmen der 
Möglichkeiten unter Berücksichtigung sozialer Kriterien (Lebenshaltungskosten der 
Arbeitnehmer und ihrer Familien usw.) und wirtschaftlicher Gesichtspunkte (Arbeitskosten, 
Produktivität, Beschäftigungsstand usw.) festgelegt werden soll (s. Artikel 3). 
 
Bei dem Übereinkommen handelt es sich um einen „gemischten Vertrag“ im Sinne von 

Artikel 167 §4 der Verfassung, wie die Arbeitsgruppe für Gemischte Verträge am 7. Mai 
2019 feststellte. Artikel 54 Absatz 1 des Gesetzes vom 31. Dezember 1983 über 
institutionelle Reformen für die Deutschsprachige Gemeinschaft verweist auf Artikel 87 §3 
des Sondergesetzes vom 8. August 1980 über institutionelle Reformen, der festlegt, dass 
die Gemeinschaften und Regionen die Regeln für das Verwaltungs- und Besoldungsstatut 
ihres Personals festlegen, mit Ausnahme der Pensionsregelung. Dies gilt ebenfalls für das 
Gemeindepersonal, das Personal der Öffentlichen Sozialhilfezentren und das Personal des 
Unterrichtswesens (siehe u.a. Artikel 130 §1 Nummer 3 der Verfassung, Artikel 4 des 
Gesetzes vom 31. Dezember 1983, der auf Artikel 5§1 des Sondergesetzes vom 8. August 
1980 verweist, sowie Artikel 6 §1 VIII Nummer 1 des Sondergesetzes vom 8. August 1980 
in Ausübung). 
 
Es bedarf keiner durch die Regierung der Deutschsprachigen Gemeinschaft erteilten 
Vollmacht, da die Abkommen der Internationalen Arbeitsorganisation nie unterzeichnet, 
sondern lediglich auf einer Konferenz verabschiedet werden. Damit das Abkommen in Kraft 
treten kann, bedarf es der Zustimmung des Parlaments der Deutschsprachigen 
Gemeinschaft.  
 
Die Umsetzung des Übereinkommens ist unerheblich, weil Folgendes bereits vorliegt: 
- Was den öffentlichen Dienst betrifft, bezieht sich Belgien auf die in Artikel 3 des 
Königlichen Erlasses vom 29. Juni 1973 über die Gewährung einer garantierten Vergütung 
für bestimmte Personalmitglieder der föderalen öffentlichen Dienste. Dies gilt zurzeit auch 
noch für die Deutschsprachige Gemeinschaft. 
- Der Lohn muss gemäß Artikel 9 des Gesetzes vom 12. April 1965 über den Schutz der 
Löhne und Gehälter von Arbeitnehmern korrekt gezahlt werden. 
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- Für den öffentlichen Dienst kann punkto Sozialdialog auf das Verhandlungsverfahren 
verwiesen werden, das im Gesetz vom 19. Dezember 1974 zur Regelung der Beziehungen 
zwischen öffentlichen Behörden und den Gewerkschaften der diesen Behörden 
unterstehenden Bediensteten (Gewerkschaftsstatut) vorgesehen ist. Demnach sind die 
Behörden verpflichtet, vorab mit den repräsentativen Gewerkschaften über neue 
Regelungen im Zusammenhang mit den Lohn- und Arbeitsbedingungen zu verhandeln. 
 
 

KOMMENTAR ZU DEN ARTIKELN 
 
Einziger Artikel 
 
Der einzige Artikel bedarf keines besonderen Kommentars. 

 
 

Der Ministerpräsident, 
Minister für lokale Behörden und Finanzen 

O. PAASCH 
 
 

  Oliver Paasch 

Ministerpräsident

Digital unterschrieben von 

Oliver Paasch 

Ministerpräsident 

Datum: 2022.11.24 11:49:03 

+01'00'
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VORENTWURF 
 
 

Dekretvorentwurf zur Zustimmung zu dem Übereinkommen Nr. 131 über die 
Festsetzung von Mindestlöhnen, besonders unter der Berücksichtigung der 

Entwicklungsländer, angenommen durch die Allgemeine Konferenz der Internationalen 
Arbeitsorganisation zu ihrer vierundfünfzigsten Tagung zu Genf am 22. Juni 1970 

 
 

Einziger Artikel – Das Übereinkommen Nr. 131 über die Festsetzung von Mindestlöhnen, 
besonders unter der Berücksichtigung der Entwicklungsländer, angenommen durch die 
Allgemeine Konferenz der Internationalen Arbeitsorganisation zu ihrer vierundfünfzigsten 
Tagung zu Genf am 22. Juni 1970, ist uneingeschränkt wirksam. 

 
 
Eupen, den … 
 
 

Für die Regierung der Deutschsprachigen Gemeinschaft, 
 
 

Der Ministerpräsident, 
Minister für lokale Behörden und Finanzen 

O. PAASCH 
 

Oliver Paasch 

Ministerpräsi

dent

Digital unterschrieben 

von Oliver Paasch 

Ministerpräsident 

Datum: 2022.11.24 

11:49:21 +01'00'
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ANLAGE  
  
  

Übereinkommen Nr. 131 über die Festsetzung von Mindestlöhnen, besonders unter der 
Berücksichtigung der Entwicklungsländer, angenommen durch die Allgemeine 

Konferenz der Internationalen Arbeitsorganisation zu ihrer vierundfünfzigsten 
Tagung zu Genf am 22. Juni 1970 
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ANLAGE  
  
  

Übereinkommen Nr. 131 über die Festsetzung von Mindestlöhnen, besonders unter der 
Berücksichtigung der Entwicklungsländer, angenommen durch die Allgemeine 

Konferenz der Internationalen Arbeitsorganisation zu ihrer vierundfünfzigsten 
Tagung zu Genf am 22. Juni 1970 

 
(Übersetzung) 

 



Übereinkommen 131 

Übereinkommen über die Festsetzung von Mindestlöhnen, besonders 
unter Berücksichtigung der Entwicklungsländer, 1970 

Dieses Übereinkommen ist am 29. April 1972 in Kraft getreten. 
Ort:Genf  
Tagung:54  

Die Allgemeine Konferenz der Internationalen Arbeitsorganisation, 

die vom Verwaltungsrat des Internationalen Arbeitsamtes nach Genf einberufen wurde und am 3. Juni 1970 zu ihrer 
vierundfünfzigsten Tagung zusammengetreten ist, 

nimmt Kenntnis von den Bestimmungen des Übereinkommens über Verfahren zur Festsetzung von Mindestlöhnen, 1928, und 
des Übereinkommens über die Gleichheit des Entgelts, 1951, die von vielen Staaten ratifiziert worden sind, sowie des 
Übereinkommens über die Verfahren zur Festsetzung von Mindestlöhnen (Landwirtschaft), 1951; 

stellt fest, daß diese Übereinkommen eine wertvolle Rolle im Hinblick auf den Schutz benachteiligter Gruppen von 
Lohnempfängern gespielt haben; 

ist der Ansicht, daß es an der Zeit ist, eine weitere Urkunde anzunehmen, die diese Übereinkommen ergänzt und den 
Lohnempfängern Schutz gegen unangemessen niedrige Löhne gewährt und die, obgleich allgemein anwendbar, die 
Bedürfnisse der Entwicklungsländer besonders berücksichtigt; 

hat beschlossen, verschiedene Anträge anzunehmen betreffend Verfahren zur Festsetzung von Mindestlöhnen und damit 
zusammenhängende Probleme, unter besonderer Berücksichtigung der Entwicklungsländer, eine Frage, die den fünften 
Gegenstand ihrer Tagesordnung bildet, und 

dabei bestimmt, daß diese Anträge die Form eines internationalen Übereinkommens erhalten sollen. 

Die Konferenz nimmt heute, am 22. Juni 1970, das folgende Übereinkommen an, das als Übereinkommen über die Festsetzung 
von Mindestlöhnen, 1970, bezeichnet wird. 

 
 

Artikel 1 

1. Jedes Mitglied der Internationalen Arbeitsorganisation, das dieses Übereinkommen ratifiziert, verpflichtet sich, ein 
Mindestlohnsystem einzuführen, das alle Gruppen von Lohnempfängern erfaßt, deren Beschäftigungsbedingungen eine 
solche Erfassung als angebracht erscheinen lassen. 

2. Die zuständige Stelle in jedem Land hat im Einvernehmen oder nach umfassender Beratung mit den maßgebenden 
beteiligten Arbeitgeber- und Arbeitnehmerverbänden, soweit solche bestehen, die zu erfassenden Gruppen von 
Lohnempfängern zu bestimmen. 

3. Jedes Mitglied, das dieses Übereinkommen ratifiziert, hat in seinem ersten Bericht, den es nach Artikel 22 der Verfassung 
der Internationalen Arbeitsorganisation über die Durchführung des Übereinkommens vorzulegen hat, die Gruppen von 
Lohnempfängern anzugeben, die auf Grund dieses Artikels nicht erfaßt worden sind; dabei hat es die Gründe für ihre 
Nichterfassung anzuführen und in seinen späteren Berichten den Stand seiner Gesetzgebung und Praxis hinsichtlich der nicht 
erfaßten Gruppen anzugeben und mitzuteilen, in welchem Umfang dem Übereinkommen in bezug auf diese Gruppen 
entsprochen wurde oder entsprochen werden soll. 

 
 

Artikel 2 

1. Mindestlöhne haben Gesetzeskraft und dürfen nicht unterschritten werden; ihre Nichteinhaltung hat angemessene 
strafrechtliche oder sonstige Zwangsmaßnahmen gegen die beteiligte Person oder die beteiligten Personen zur Folge. 

2. Unter Vorbehalt der Bestimmungen von Absatz 1 dieses Artikels ist die Freiheit der Kollektivverhandlungen in vollem Maße 
zu wahren. 

 
 



Artikel 3 

Bei der Bestimmung der Höhe der Mindestlöhne sind, soweit dies im Hinblick auf die innerstaatlichen Gepflogenheiten und 
Verhältnisse möglich und angebracht ist, unter anderem zu beachten: 

a) die Bedürfnisse der Arbeitnehmer und ihrer Familienangehörigen unter Berücksichtigung der allgemeinen Höhe der Löhne 
in dem betreffenden Land, der Lebenshaltungskosten, der Leistungen der Sozialen Sicherheit und des vergleichbaren Standes 
der Lebenshaltung anderer sozialer Gruppen; 

b) wirtschaftliche Gegebenheiten, einschließlich der Erfordernisse der wirtschaftlichen Entwicklung, der Produktivität und des 
Interesses daran, einen hohen Beschäftigungsstand zu erreichen und aufrechtzuerhalten. 

 
 

Artikel 4 

1. Jedes Mitglied, das dieses Übereinkommen ratifiziert, hat den innerstaatlichen Verhältnissen und Erfordernissen angepaßte 
Verfahren einzuführen und beizubehalten, die es ermöglichen, für die gemäß Artikel 1 erfaßten Gruppen von Lohnempfängern 
Mindestlöhne festzusetzen und von Zeit zu Zeit anzupassen. 

2. Im Zusammenhang mit der Einführung, Anwendung und Abänderung solcher Verfahren sind umfassende Beratungen mit 
den maßgebenden beteiligten Arbeitgeber- und Arbeitnehmerverbänden oder, falls keine solchen Verbände bestehen, mit 
Vertretern der beteiligten Arbeitgeber und Arbeitnehmer vorzusehen. 

3. Sofern es auf Grund der Art der Verfahren zur Festsetzung von Mindestlöhnen zweckmäßig ist, ist bei ihrer Anwendung 
auch die unmittelbare Beteiligung folgender Personen vorzusehen: 

a) Vertreter der beteiligten Arbeitgeber- und Arbeitnehmerverbände oder, falls keine solchen Verbände bestehen, Vertreter der 
beteiligten Arbeitgeber und Arbeitnehmer auf der Grundlage der Gleichberechtigung; 

b) Personen, deren Befähigung zur Vertretung der allgemeinen Interessen des Landes anerkannt ist und die nach umfassender 
Beratung mit den maßgebenden beteiligten Arbeitgeber- und Arbeitnehmerverbänden bestellt worden sind, soweit solche 
Verbände bestehen und eine solche Beratung der innerstaatlichen Gesetzgebung oder Praxis entspricht. 

 
 

Artikel 5 

Um die wirksame Durchführung aller Bestimmungen über die Mindestlöhne zu gewährleisten, sind geeignete Maßnahmen zu 
treffen, zum Beispiel durch die Errichtung eines angemessenen, durch andere erforderliche Maßnahmen verstärkten 
Aufsichtssystems. 

 
 

Artikel 6 

Dieses Übereinkommen gilt nicht als Neufassung irgendeines bestehenden Übereinkommens. 

 
 
 
 

Artikel 7 

Die förmlichen Ratifikationen dieses Übereinkommens sind dem Generaldirektor des Internationalen Arbeitsamtes zur 
Eintragung mitzuteilen. 

 
 

Artikel 8 

1. Dieses Übereinkommen bindet nur diejenigen Mitglieder der Internationalen Arbeitsorganisation, deren Ratifikation durch 
den Generaldirektor eingetragen ist. 



2. Es tritt in Kraft zwölf Monate nachdem die Ratifikationen zweier Mitglieder durch den Generaldirektor eingetragen worden 
sind. 

3. In der Folge tritt dieses Übereinkommen für jedes Mitglied zwölf Monate nach der Eintragung seiner Ratifikation in Kraft. 

 
 

Artikel 9 

1. Jedes Mitglied, das dieses Übereinkommen ratifiziert hat, kann es nach Ablauf von zehn Jahren, gerechnet von dem Tag, an 
dem es zum erstenmal in Kraft getreten ist, durch Anzeige an den Generaldirektor des Internationalen Arbeitsamtes kündigen. 
Die Kündigung wird von diesem eingetragen. Ihre Wirkung tritt erst ein Jahr nach der Eintragung ein. 

2. Jedes Mitglied, das dieses Übereinkommen ratifiziert hat und innerhalb eines Jahres nach Ablauf des im vorigen Absatz 
genannten Zeitraumes von zehn Jahren von dem in diesem Artikel vorgesehenen Kündigungsrecht keinen Gebrauch macht, 
bleibt für einen weiteren Zeitraum von zehn Jahren gebunden. In der Folge kann es dieses Übereinkommen jeweils nach 
Ablauf eines Zeitraumes von zehn Jahren nach Maßgabe dieses Artikels kündigen. 

 
 

Artikel 10 

1. Der Generaldirektor des Internationalen Arbeitsamtes gibt allen Mitgliedern der Internationalen Arbeitsorganisation Kenntnis 
von der Eintragung aller Ratifikationen und Kündigungen, die ihm von den Mitgliedern der Organisation mitgeteilt werden. 

2. Der Generaldirektor wird die Mitglieder der Organisation, wenn er ihnen von der Eintragung der zweiten Ratifikation, die ihm 
mitgeteilt wird, Kenntnis gibt, auf den Zeitpunkt aufmerksam machen, in dem dieses Übereinkommen in Kraft tritt. 

 
 

Artikel 11 

Der Generaldirektor des Internationalen Arbeitsamtes übermittelt dem Generalsekretär der Vereinten Nationen zwecks 
Eintragung nach Artikel 102 der Charta der Vereinten Nationen vollständige Auskünfte über alle von ihm nach Maßgabe der 
vorausgehenden Artikel eingetragenen Ratifikationen und Kündigungen. 

 
 

Artikel 12 

Der Verwaltungsrat des Internationalen Arbeitsamtes hat, sooft er es für nötig erachtet, der Allgemeinen Konferenz einen 
Bericht über die Durchführung dieses Übereinkommens zu erstatten und zu prüfen, ob die Frage seiner gänzlichen oder 
teilweisen Abänderung auf die Tagesordnung der Konferenz gesetzt werden soll. 

 
 

Artikel 13 

1. Nimmt die Konferenz ein neues Übereinkommen an, welches das vorliegende Übereinkommen ganz oder teilweise abändert, 
und sieht das neue Übereinkommen nichts anderes vor, so gelten folgende Bestimmungen: 

a) Die Ratifikation des neugefaßten Übereinkommens durch ein Mitglied schließt ohne weiteres die sofortige Kündigung des 
vorliegenden Übereinkommens in sich ohne Rücksicht auf Artikel 9, vorausgesetzt, daß das neugefaßte Übereinkommen in 
Kraft getreten ist. 

b) Vom Zeitpunkt des Inkrafttretens des neugefaßten Übereinkommens an kann das vorliegende Übereinkommen von den 
Mitgliedern nicht mehr ratifiziert werden. 

2. Indessen bleibt das vorliegende Übereinkommen nach Form und Inhalt jedenfalls in Kraft für die Mitglieder, die dieses, aber 
nicht das neugefaßte Übereinkommen ratifiziert haben. 

 
 



Artikel 14 

Der französische und der englische Wortlaut dieses Übereinkommens sind in gleicher Weise maßgebend. 
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GOUVERNEMENT DE LA COMMUNAUTE GERMANOPHONE 
 
 
 

Le Gouvernement de la Communauté germanophone, 
 
Sur la proposition du Ministre-Président, compétent en matière de Relations internationales; 
 
Après délibération, 
 
Arrête : 
 
 
Le Ministre-Président, compétent en matière de Relations internationales, est chargé de soumettre 

au Parlement de la Communauté germanophone le projet de décret dont la teneur suit : 
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Avant-projet de décret portant assentiment à la Convention no 131 concernant la fixation des 
salaires minima, notamment en ce qui concerne les pays en voie de développement, adoptée à 

Genève le 22 juin 1970, par la Conférence générale de l’Organisation internationale du Travail à sa 
54e session 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
CONTENU 

 
Ce décret porte assentiment à un traité international public. 
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EXPOSE DES MOTIFS 
 
 

EXPLICATIONS GENERALES 
 

Le présent projet de décret a pour objectif final la ratification par la Belgique de la Convention no 131 
concernant la fixation des salaires minima, notamment en ce qui concerne les pays en voie de 
développement, adoptée à Genève le 22 juin 1970, par la Conférence générale de l’Organisation 
internationale du Travail à sa 54e session. 
 
La Convention no 131 de l’Organisation internationale du Travail (OIT) établit des règles pour une 
procédure par l’intermédiaire de laquelle des salaires minima peuvent être fixés. Ces salaires minima 
ne sont pas arrêtés par la convention elle-même. Au travers de cette ratification, les États membres 
s’engagent à établir un système de salaires minima protégeant tous les groupes de salariés dont les 
conditions d’emploi rendent une telle protection nécessaire. Concrètement sont déterminés les 
groupes de salariés qui doivent être protégés. Par ailleurs, la Convention prévoit une obligation de 
faire connaître les groupes de salariés qui ne seraient pas protégés. En outre, les partenaires sociaux 
(travailleurs et syndicats) doivent être représentés à parts égales dans l’organe chargé de fixer ledit 
salaire minimum. Enfin, les salaires minima fixés de la sorte auront force de loi et ne pourront pas être 
abaissés. 
 
La Convention prévoit également que ces salaires minima doivent être fixés, dans la mesure du 
possible, en tenant compte de critères sociaux (besoins des travailleurs et de leur famille eu égard au 
coût de la vie, etc.) et de facteurs d’ordre économique (coûts du travail, productivité, niveau d’emploi, 
etc.) (cf. article 3). 
 
Cette convention est un traité mixte au sens de l’article 167, § 4, de la Constitution, comme l’a constaté 
le groupe de travail « Traités mixtes » le 7 mai 2019. L’article 54, alinéa 1er, de la loi du 
31 décembre 1983 de réformes institutionnelles pour la Communauté germanophone renvoie à 
l’article 87, § 3, de la loi spéciale du 8 août 1980 de réformes institutionnelles qui dispose que les 
Communautés et les Régions fixent les règles relatives au statut administratif et pécuniaire de leur 
personnel, à l’exception des règles relatives aux pensions. Ceci s’applique également au personnel 
communal, au personnel des centres publics d’action sociale et au personnel de l’enseignement (voir 
entre autres l’article 130, § 1er, 3°, de la Constitution, l’article 4 de la loi du 31 décembre 1983, qui 
renvoie à l’article 5, § 1er, de la loi spéciale du 8 août 1980, ainsi que l’article 6, § 1er, VIII, 1°, de la loi 
spéciale du 8 août 1980 en vigueur). 
 
Aucune délégation nécessaire à la signature ne doit être donnée par le Gouvernement de la 
Communauté germanophone étant donné que les conventions de l’Organisation internationale du 
Travail ne sont jamais signées, mais seulement adoptées lors d’une conférence. Afin que cet accord 
puisse entrer en vigueur, le Parlement de la Communauté germanophone doit donner son 
assentiment.  
 
La mise en œuvre de la convention importe peu, car ce qui suit existe déjà : 
- En ce qui concerne les services publics, la Belgique s’appuie sur l’article 3 de l’arrêté royal du 
29 juin 1973 accordant une rétribution garantie à certains agents des services publics fédéraux. Cette 
disposition s’applique encore actuellement à la Communauté germanophone. 
- Conformément à l’article 9 de la loi du 12 avril 1965 concernant la protection de la rémunération des 
travailleurs, le salaire doit être payé de manière correcte. 
- Pour le service public, en ce qui concerne le dialogue social, renvoi peut être fait à la procédure de 
négociation prévue dans la loi du 19 décembre 1974 organisant les relations entre les autorités 
publiques et les syndicats des agents relevant de ces autorités (statut syndical). Par conséquent, les 
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autorités sont tenues de négocier au préalable avec les syndicats représentatifs toutes nouvelles 
règlementations en lien avec les conditions de rémunération et de travail. 
 
 

COMMENTAIRE DES ARTICLES 
 
Article unique 
 
L’article unique ne nécessite pas de commentaire particulier. 

 
 

Le Ministre-Président, 
Ministre des Pouvoirs locaux et des Finances 

O. PAASCH 
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AVANT-PROJET 
 
 

Avant-projet de décret portant assentiment à la Convention no 131 concernant la fixation des 
salaires minima, notamment en ce qui concerne les pays en voie de développement, adoptée à 

Genève le 22 juin 1970, par la Conférence générale de l’Organisation internationale du Travail à sa 
54e session 

 
 

Article unique – La Convention no 131 concernant la fixation des salaires minima, notamment en 
ce qui concerne les pays en voie de développement, adoptée à Genève le 22 juin 1970, par la 
Conférence générale de l’Organisation internationale du Travail à sa 54e session, sortira son plein et 
entier effet. 

 
 
Eupen, le ... 
 
 

Pour le Gouvernement de la Communauté germanophone, 
 
 

Le Ministre-Président, 
Ministre des Pouvoirs locaux et des Finances 

O. PAASCH 
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ANNEXE  
  
  

Convention no 131 concernant la fixation des salaires minima, notamment en ce qui concerne les 
pays en voie de développement, adoptée à Genève le 22 juin 1970, par la Conférence générale de 

l’Organisation internationale du Travail à sa 54e session 
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ANNEXE  
  
  

Convention no 131 concernant la fixation des salaires minima, notamment en ce qui concerne les 
pays en voie de développement, adoptée à Genève le 22 juin 1970, par la Conférence générale de 

l’Organisation internationale du Travail à sa 54e session 
 

(Traduction) 
 



ROYAUME DE BELGIQUE Direction des Traités - J4 

Service public fédéral 

Affaires étrangères, 
Commerce extérieur et 
Coopération au Développement 

Votre personne de contact: 
Ann De Ridder, Conseiller général 

Tel: 025018270 - Fax: 025013669 
E-mail: Ann.DeRidder@diplobel.fed.be 

Monsieur Ie Ministre-Président 
du Gouvernement de la Communauté 
germanophone 
A l'Attention de Monsieur Markus KRINGS 
Rue Gospert 1-5 
4700 EU PEN 

votre communication du vos références 

Monsieur Ie Ministre-Président, 

nos références 

J4/MDV/JUR.OS.07/2019 f 6661 I ç 
à mentionner dans toute correspondance 

176559 

1 3. MaÎ 2019 

date 

- 8 MAl 2019 

En application de I'article 16, § 1er, de la loi spéclale de réformes institutionnelles 
du 8 août 1980, tel qu'iI a été modifié par la loi spéclale du 5 mai 1993, j'ai I'honneur 
de vous adresser, pour assentiment par Ie Parlement de la Communauté 
germanophone, la copie certifiée conforme de l'Accord suivant: 

La Convention n0131 concernant la fixation des salaires minima, notamment 
en ce qui concerne les pays en voie de développement, adoptée à Genève Ie 
22 juin 1970, par la Conférence Internationale du Travail à sa 54ème session. 

Je vous sera is reconnaissant de bien vouloir m'informer lorsque la procédure 
d'assentiment sera terminée afin que I'instrument de ratification de la Belgique puisse 
être déposé en temps utile. 

Veuillez agréer, Monsieur Ie Ministre-Président, I'expression de ma parfaite 
considération. 

Pour Ie Ministre, 
Ann De Ridder, 

c'""u~.~ 

~/ / 

Annexe(s): 1. 
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International Labour Conference 
Conférence internationale du Travail 

CONVENTION 131 

CONVENTION CONCERNING MINIMUM WAGE FIXING, WITH SPECIAL REFERENCE 
TO DEVELOPING COUNTRIES, ADOPTED BY THE CONFERENCE 

AT ITS FIFTY-FOURTH SESSION, GENEVA, 22 JUNE 1970 

CONVENTION 131 

CONVENTION CONCERNANT LA FIXATION DES SALAIRES MINIMA, NOTAMMENT 
EN CE QUI CONCERNE LES PAYS EN VOlE DE DÉVELOPPEMENT, 

ADOPTÉE PAR LA CONFÉRENCE A SA CINQUANTE-QUATRIÈME SESSION, 
GENÈVE, 22 JUIN 1970 
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Conventlou 131 

CONVENl'lON CONCERNING MINIMUM W AGE FIXING, WIT" 
SPECIAL REFERENCE 1'0 DEVELOPING COUNTRIES. 

The General Conference of the International Labour Organisation, 

Having been coDvened at Geneva by tbe Goveming Body of tbe International 
Labour Office. aud baving met in its Fifty.fourth Session on 3 June 1970. 
and 

Noting tbe terms of the Minimum Wage-Fixing Maehin.ry Convention, 1928. 
and tilo Equal Remunel'ation Convention, 1951, whieh have been widely 
ratified. as weil as of the Minimum Wage Fixing Maehinery (Agrieulture) 
Convention, 1951, and 

Considering that tbese Conventions bave played a valuable part in protecting 
disadvantaged groups of wage carners. nnd 

Coasidering !hat tbe time has c.ome 10 adopt a furtber instrument compIe. 
menting'these Conventions and providing protection for wage enrners against 
unduly low wages. wbieh, while of general application, pays special regard 
to the needs of developing countries, and 

Having decided upon tbe adoption of certain proposals witb regard to minimum 
wage fixing maebinery and related problems, with special reference to 
developing countries, which is tbe fiftb item on the agenda of the session, 
and 

Having determined tbat these proposals shall take tbe form of an international 
Convention, 

adopts tbis twenty·second day of June of tbe yenl' one thousand nine hundred and 
seventy the following Convention, whien may be eited as the Minimum Wage Fixing 
Convention, 1970: 

Arllele 1 

1. Baeh Member of the International Labour Organisation whieh ratifies this 
Convention undertakes to establish a syatem of minimum wages whicb covers all 
groups of wage earners whose terms of employment are such tbat coverage would 
he appropriate. 

2. Tbe competent autbority in eaeb country shall, in agreement or after full 
consultation witb tbe representative organisations of employers and workers con· 
cerned, where sueh exist, determine tbe groups of wage earners to. be covered. 

3. Bach Member which ratlfies tbis Convention sball list in thc iirst report 
on tbe application of tbe Convention submitted under artiele 22 of the Constitu· 
tion of tbe International Labour Organisation any groups of wage carners wbich 
may not have been covcred in pursuance of this Article, sMng the rcasoRS for 
not covering .them, nnd shall state in subsequent reports .tbe position of its law and 
practice in respect of tbe groups not covered, and tbc extent to which effect bas 
been given or is proposed to be given 10 tbe Conventlon in respect of sueh groups. 

Artiele 2 

I. Minimum wagts shall have tbe force of law and sball not be subject to 
abatemenl. nnd fallure to apply tbem shall make Ihe person or persons concerned 
Iiable 10 appropriate penal or· other sanetlons. 
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CoIMlafloa 131 

CONVENTION CONCERNAN1' LA FIXATION DI!S SALAIRI!S MINIMA, 
NOTAMMENT·EN CE QUI L"óNCERNE LI!S PAYS EN VOIE D;;; 
DIWELO}>PEMENT. 

La Conférence générale de I'Organlsatlon Internationale du TravaiI, 

C'onvoquée à Genève par Ic Conseil d'admlnistratlon du nur~1I international 
du TravaiI, et s'y étallt réunie Ie 3 Juio 1970, en sa cinquallte-quatrième 
session; 

Notant les lermes de la convention sur les méthodes de fIxatIon des salalres 
minima, 1928, et de la collvention sur I'éga~té de rémuDétatioll, 1951, qul 
ont été largement ratifiées, ainsi quo la convention sur les méthodes de 
fixation des salaires minima (agriculture), 1951; 

Considérant que ces conventions ont apporté une contribution prédeuse à la 
prote<:tion de groupes de salanés défavorisés ; 

Considérant qU'il est souhaitable à présent d'adopter uu nou vel Instrument qui 
complète ces conventions et assure une protection dès salariés contre des 
sa1aires excessivement bas, et qui, tout en étant d'une application générale, 
tiènne compte notamment des besoins des pays en voie de développement ; 

Après avoir décidé d'adopter diverses propositions relatives aux mécanismes 
de fixation du salaire minimum et problèmes connexes, notamment en ce 
qui concerne les pays en voie de développement. question qui constitue Ie 
cinquième point à I'ordre du jour de la sesslon; 

Après avoir décidé que ces propositions prendraient la forme d'une convention 
internationale, 

adopte, ce vingt-deuxième jour de juin mil neuf cent soixante-dix, la convcntion 
ei-après, qui sera dénommée Convention sur la fixation des salaires minima, 1970: 

Artiele 1 

1. Tout Membrc de l'Organisation internationale du Travail qui ratifie la 
présentc convention s'cngage à établir un système de salaires minima protégeant 
tous les gl'Oupes de salariés dont les conditions d'emploi sont telles qu'i1 seralt 
approprié d'aswrer leur prote<:tion. 

2. L'autorlté compétente ·óe chaque pays devra, cn Record avec les organisations 
représentatlves des employeurs et des travailleurs intéressées. s'U en existe, ou 
après avoir pleinement consuIté celles-(:i, déterminer les groupes de salnriés qui 
dolven! être protégés. 

3. Tout Membre qui ratific la présente convention devra faire conn.itre, dans 
Ie premier rapport sur l'application de la convcntion qu'i1 préselltel'a au titre de 
I'article 22 de la Constitution de l'Organisation internationale du TravaiI, blS 
groupes de salarlés qui ne seralent Pjls protégés en vertu du pr6sent artl.cle, 
en en indiquant les motifs, et devr. lndiquer dans ses rapports ultérieurs l'état de 
sa léglslation et de sa pratique en ce qui concerne les groupes non protégés, en 
précisant dans queUe mesure iI a été donné suite. ou quelle suite il se propose de 
donner 11 la convention cn ce qui concern. Iesdits groupes. 

ArtleleZ 

1. Les salaires minima auront force de loi et ne poureont pas être abaissés; 
leur non-application entrainera l'application de sanctions appropriées, pénales all 
autres, 11 l'encontre de la personne ou des personnes responsables . 
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2. Subject 10 tbe provisions of paragraph I of. tbis Miele. tbe freedom of 
collectlve bargaining shal1 he fu!Jy respecle(!. 

Artiele 3 

Th. elements 10 he taken into consldemtlon In delermining Ihe level of mini­
mum wages shall, so lar as possible nnd npproprlale In re1atlon 10 natlonal 
practicc and condltions, include-

(a) Ihc needs of workers and tbeir families, talciDg into account tbc general level 
of wages In tbc country, tbe coslof living, social seeuril)' benefits, and tbe 
rein live living slandards of olber socJaI groups; 

(b) economie faelors, including tbe requiremenls of economie developmenl, levels 
of produetivity nnd Ihe desirability of attaining and mnintaining a high level 
of employmenl. 

A.rtlele 4 

I. Eaeb Member whieb ratifies this Convention shall creale and/or maintain 
maebinery 2dapled 10 nalional condilions and requirements whereby minimum 
wages for groups of wage earners covered in pursuanee of Artic1e 1 thereof can be 
fixed and adjusted from time to time. 

2. Provision shall be made, in conneclion with Ihe establishment, operation and 
modificalion of sueh maehinery, for full consultation witb representahve organisa­
tions of employers nnd workers concerned or, where no sueh organisations Clusl, 
representalives of employers and workers concerned. 

3. Wherever it is appropriate 10 tbe nalure of Ibe IDIrumum wage fixing 
mac!ünery, provision shall also be made for Ihe direct particiPation in its opera­
tion of-

(a) representatives of organisations of employers and workers coneerued or, where 
no sueb organisations exisl, representalives of employers and workers con­
cemed, on a basis of equality; 

(bi persons having recognised eompetence for representing tbe genera! interests 
ot tbe country and appoinled af ter full eonsullation with representative organi­
sations of employers and workers concerned, wbere sueh organisations exist 
and sueh consultation is in accordance with national law or praeliee. 

Article 5 

Appropriate measures, sueh as adequate inspection reinforced by otber neces­
sary measures, shall be taken 10 ensure the effeclive application of all provisions 
relating 10 ,ninimum wages. 

Article 6 

. This Convention shall not be regarded as rcvising uny exisling Convcnlion. 

Arllele 7 

Tbe forma! ratifications of Ibis Convenlion shall be communicated 10 Ibe Direc­
tor-Genera! of the International Labour Office fol' registration. 

Artiele 8 

I. This Convenlion shall he binding only upon those Members of the Inter­
. natiollal Labour Organisation wbose ratlfieations have been regislered wilh tbe 

Direclor-Genel'al. 
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2. Sous réserve des dispositions du paragraphe 1 ci·dcssus, la liberté de négo· 
dalion collective devl'a être pleinemcnt respectéc. 

Artlcle 3 

!..es éléments à prendre COl cunsidératlon pour détenniner Ie niveau des salaÎres 
minima devront, autant qu'iJ sera possible el approprlé, compte tenu de la pratlque 
et des cunditiolls nationales, comprendre : 

a) les besoins des travailleurs et de leur familie, eu égard au niveau général des 
salaires dans Ie pays, au coOl de la vic, nUX prestations de sécurité sociale ct 
aUl( nivcaux de vie comparés d'autres groupes sociaux; . 

b) les facteurs d'ordre économique, y compris les exigences du développement 
économique, la productivité et I'intérêt qu'iJ y a à atteindre et à malntenir Uil 

haut niveau d'emploi. 

Article 4 

I. Tout Membre qui ratilie la présente convention devra instituer et maintenir 
des méthodes adaptées aux conditions et aux besoins du pays, permettant de fixer 
et d'ajuster de temps à autre les salaires minima payables aux groupes de salariés 
protégés en vertu de l'articJe 1 ci·dessus. 

2. Des dispositioIlS seront prises pour consulter pleinement les organisations 
reprêsentatives d'employeurs et de trava.iIleurs intéressées ou, en I'absence de lelies 
organisations, les représentants des employeurs et des travailleurs intéressés, au 
sujet de l'établissement et de I'application des méthodes visées ci-dessus, 01\ des 
modifications qui y seraient apportées. 

3. Dans les cas appropriés, compte tenu de la nature des méthodes de fixation 
des salaires minima existantes, des dispositions seront également prises pour per­
mettre que participent directement à leur application : 

a) des représentants d'organisation, d'employeurs et de travailleurs intéressées ou, 
en l'absence de telles organisations, des représenlants des employeurs et des 
travailleurs intéressés, cette participation devan! s'effectuer sur un pied d'égalité; 

b) des persoones don! la compétence pour représenter les intérêts généraux du 
pays est rcconnue et qui auront été nommées après que des organisations repré­
sentalives des employeurs et des travailleurs intéressées auront été pleinement 
consultées là ou de telles organisations existent et 011 pareille consultation est 
conforme à la législation ou à la pratique nationales. 

Art/cle 5 

Des mesures appropriées, telles qu'un système adéquat d'inspection complélé 
par toutes autres mesures nécessaires, seront prises pour assurer I'npplication 
effective de toutes les dispositions relatives nux salaires minima. 

Artlcle 6 

La présente convention ne doit pas être considérée colllmc portant révisioll de 
I'une quelconque des conventions existantes. 

Artiele 7 

!..es ratifications formelles de la présente convention seront communiquées au 
Directeur général du Bureau international dl! Travail et par lui enregistrées. 

Art/cle 8 

I. La présente convention ne liera que les Membres de l'Organisation internatio· 
nale du Travail dont la ratification aura été enregistréc par Ic Directeur général. 
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2. It shall eome into force twelve montlts aftel' thc date on which lhe ratifications 
of two Members have been registered with the Direetol·-General. 

3. Thereafter, this Conveolion shall come ioto force for any Member twelve 
months after the date on whieh its ralifie.lion has been registered. 

Ar/iele 9 

1. A Mcmber which has ratified tbis Convention may denounce it af ter 
tbe expiration of ten yenrs trom the date 011 which tne Convention tirst comes into 
force, by an act communicated to the Director-Genernl of the International Labour 
Office for rcgistration. Sucb denunci.tion shall not take effect uotil anc year af ter 
the date on which i! is registered. 

2. Eaeh Member which hus ratified Ihis Convcrition and whlch does not, 
within Ihe yenr following the expiration of the period of ten yenrs mentioned in Ihe 
preceding paragrnph, exereise the right of denunciation provided for in Ihis Artiele, 
will be bOllnd for another period of ten years and, thereafter, may denounce this 
Convention at the expiration of each period of ten years lInder the terms provided 
for in this Article. 

Ar/iele JO 

I. The Direclor-General of Ihe International Labour Office sball notify all 
Members of the International Labour Organisation of thc registration of all ratifi­
cations and denunciations communicated to him by tbe Members of Ihe Organisation. 

2. When notifying the Members of thc Organisation of the registration of tbc 
second ratificalion communicated to hlm, the Director-General shall draw the 
attention of the Membersof the Organisation 10 the date upon whlch the Convention 
will CQme inte force. 

Artiele 11 

The Director-General of the International Labour Office shall communicat. to 
the Secretary-General of the United Nations for registration in accordance with 
Artiele 102 of Ihe Charter of the United Nations tuil particulars of all ratifications 
and acts of denunciation registered by him in accordance with the provisions of the 
prcceding Articles. 

Article 12 

At sueh times as it may cansider necessary the Governing Body of the Inter­
national Labour Office shall present la the General Conference a report on the 
working of this Convention nnd shall examine the desirability of placing on the 
agenda of lhe Conference the qllestion of its revision in whole or in part. 

Ar/iele 13 

1. Should the Conference adopt a ncw Convention revising this Convention in 
whoIe or in part. then. unIe" the ncw Convention otherwise provides-

(a) the ratification by a Member of the ncw revising Convention shall ipso jllre 
involve the immediate denllnciation of this Convention. notwithstanding the 
provisions of Article 9 ahove. if and when the new revising Convention shall 
have cOllle joto force; 

(b) as from the date when the new revising Convention comes into force this 
C.onvention shall cease to be open to ratificalion by thc Membel·s. 

2. This Convention shall in Ilny ense rcmain in force in its aclual form nnd 
content for thos< Members which have ratificd it but have not ratified the revising 
Convent ion. 

Ar/iele /4 

Thc English nnd Freneh vcrsions of the texl of this Convention are cqually 
authoritative. 
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2. EUe entrera en vigueur douze mois après que les ratificatialIs de deux 
Membres auron( été enregistrées par Ie Directeur généml. 

3. Par la suite, cetle convention cntrera en vigueur pour chaque Membre douze 
mois après la date all sa mllfication aura été enregistrée. 

Art/cle 9 

I. Tout Membre ayant ratifié la présenle convention peut la dénoncer à I'expira­
tion d'une période de dix années après la date de la mise en vigueur initiale de la 
convention, par UD acte communiqué au Directeur généml dil Bureau international 
du Travail et par lui enregistr6. La dénonciation lIe prendrn effet qu'ulle année 
après avoir été enregistrée. 

2. Tout Membre ayant ratifié la présente convention qul, dans Ie délai d'uno 
année après I'expiration de la période de dix années mentionnée au paragraphe 
précédent. ne fera pas usage de la faculté de dénonciation prévue par Ie présent 
artiele sera Hé pour une nouvelle période de dix années el. par la suite, potlrra 
dénoncer la présente convention à I'expiration de chaque période de dix annécs dans 
les conditions prévucs au présenl artiele. 

A,ticle 10 

I. Le Directeur général du Bureau international du Travail notitiera à tous les 
Membres de l'Organisalion internationale du TravaU I'enregistrement de lOlJtes les 
ralifications et dénonciations qui lui seront communiquées par les Membres de 
l'Organisation. 

2. En noUfiant aux Membres de l'Organisation I'enregistrement de la deuxième 
ratificallon qui lui aura été communiquée, Ie Directeur général appeltera I'atlention 
des Membres de l'Organisation sur la date à laquelte la présente convention enlrera 
en vigueur. 

Artic/e 11 

Le Directeur général du Bureau international du TravaU communiquera au 
Secrétaire général des Nations Unies. aux fins d'enregistrement, conformément à 
I'article 102 de la Charte des Nallons Unies. des renseignements complels au sujet 
de toutes ratificalions el de tous actes de dénonciation qu'i! aura enregistrés confor­
mément aux articles préeédents. 

Artiele 12 

Chaque fois qu'iJ Ie jugera nécessaire. Ie ConseiJ d'administration du Bureau 
international du Travai! présentera à la Conférence générale un rapport sur I'appli­
cation de la présente convention et examinera s'i! y a Heu d'inscrire à I'ordre du 
jour de la Conférence la question de sa révision lotale ou partielte. 

Ar/iele 13 

1. Au cas oÎl la Conférence adopterait unc nouvelle convention portant révision 
totale oll partielIe de la présente collvention, et à moins que la nouvelle conveIltion 
ne dispose autrement : 
a) la ralification par un Membre de la nouvelle convenlion portant révisioll entrai­

nerait de plein droit. nonoh,tant I'artiele 9 ei-desSlIS. dénonciation immédiate de 
la présente convention. SOllS réserve que la nouvelle convention portant révision 
soit enlrée en vigueur ; 

b) à parlir de la date de l'entrée en viguellr de I. nouvelle convenlion porlant rt!vi­
sion. la présente convention cesserait d'être ouvertc à la ratification des Membres. 

2. La présentc convention demeurerait en lout cas en vigueur dans sa forme ct 
teneur pour les Membres qui I'auraient ratifiéc et qui ne mtifieraient pas la conven­
tion portanI révision. 

Artirle /4 

Les versions française el anglaisc du lexIc de la présente convention font éga­
lemenl foi. 
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Tbc foregoing is thc aUlhentic lex! of Ihe ConventIon duly adopted by tbe 
General Conference of !he International Labour Organisation during its Fifty· 
fourtll Session which was held at Geneva and declared cJosed the twenly·fiflh 
day of June 1970. 

IN FAITH WHEREOF we have appended Dur signatures Ih is Iwenty·fifth 
dàyofJune 1970. 
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Le texte qui précède est Ie texte authentique de la convention dOment udoptée 
par la Conférence générule de l'Organisation inlernationale du l'ravail dans sa 
cinquante-qualrième session qui s'csl tenue à Genève el qul a "élé déclaróe close 
Ie 2S juin 1970. 

EN FOI DE QUO! out apposé leurs signatures, ce vingt-cinquième jour 
de juin 1970: 

Tlle President of the Conference, 
Le Président de la Conférel/ce, 

V. MANICKAVASAGAM 

The Direetor-General of til" International Labour Office, 
Le Directeur général du Bureau international du TravaiI, 

WILFRED JENKS 
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Thc text of thc Convention as here presented is a 
truc copy of thc text authcnticated by the signatures 
of the President of the International Labour Con­
fere!lce and of·the Director-Gencral of the Interna­
tional Labour Office. 

Certified true nnd complete copy, 

Copie cerlifiée conforme el complètc. 

Le texte de la Convention préscnté ici est une copie 
ex .. ct. du texte auth.ntiqué par les signatures du 
Président de la Conférence intcrnatiooale du Travail 
et du Directeur général du Bureau international du 
Travail. 

tor the Director-General ot the lllternational Labour Office: 

pour Ie Directeur général du Bureau international du Travai/ : 

10 

Lega' Advlser 

of the Internulionaf LBbour Office 
Conse!l:er Î'lfidique 

du 6uroQu Internation~1 du Trevall 




